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Inhalt: 

Erlasse des Hochw. Herrn Bischofs

60. Inkraftse�ung eines Beschlusses der 
 Bundeskommission des deutschen 
 Caritasverbandes vom 7. Dezember 2017

(5) Der Anspruch des Beschäftigten nach § 1 Abs. 2 Nr. 
4 zweiter Halbsa� BetrAVG in Verbindung mit § 1a 
Abs. 3 BetrAVG, zu verlangen, dass die Vorausse�un-
gen für eine Förderung nach den §§ 10a, 82 Abs. 2 
EStG erfüllt werden, ist für die Pflichtversicherung 
ausgeschlossen, wenn die Versicherungsbedingungen 
der Kasse diese Förderungsmöglichkeit nicht aus-
drücklich vorsehen.

(6)  ¹Der Eigenbeitrag nach Absa� 3 entfällt, wenn der 
Mitarbeiter für eine Entgeltumwandlung i.S.d. 
Beschlusses der Zentral-KODA vom 15. April 2002 in 
seiner jeweiligen Fassung ab dem 1. April 2019 von 
mindestens 1 %, ab dem 1. April 2020 von mindestens 
1,5 % des versicherungspflichtigen Beschäftigungsent-

I. Die Übergangsregelung zu § 4 Abs. 2 wird 
gestrichen

„(1) Die Bestimmungen dieser Versorgungsordnung 
finden im Gebiet der Bundesländer Mecklenburg-
Vorpommern, Brandenburg, Sachsen-Anhalt, Thürin-
gen und Sachsen sowie in dem Teil des Landes Berlin, 
für den das Grundgese� bis einschließlich 2. Oktober 
1990 nicht galt, ab 1. Januar 1997 Anwendung.

Die Bundeskommission beschließt:

II. § 9 wird wie folgt neu gefasst:

(3)  ¹In diesem Gebiet beteiligen sich die Mitarbeiter an 
diesen Beiträgen mit einem Eigenbeitrag im Sinne von 

§ 1 Abs. 2 Nr. 4 BetrAVG ab dem 1. April 2019 mit 1 % 
und ab dem 1. April 2020 mit 1,5 % des versicherungs-
pflichtigen Beschäftigungsentgelts.  ²§ 1a Absä�e 2 bis 
5 der VersO A der Anlage 8 zu den AVR finden 
entsprechende Anwendung.

Die Versorgungsordnung B in Anlage 8 zu den AVR 
wird wie folgt geändert:

(2) Abweichend von § 4 Abs. 2 Sa� 1 und ergänzend 
zu § 4 Abs. 1 Sa� 1 wird der Beitragssa� nach § 4 Abs. 
2 Sa� 1 für Einrichtungen in dem in Absa� 1 
genannten Gebiet mit 1,5 %, ab dem 1. April 2018 mit 
2,5 %, ab dem 1. April 2019 mit 4,5 % und ab dem 1. 
April 2020 mit 5,5% gerechnet.

(4)  ¹Der Dienstgeber führt die Beiträge als Schuldner 
nach § 4 Abs. 5 an die Kasse ab.  ²Dies umfasst auch 
die Eigenbeiträge der Beschäftigten. ³Der Dienstgeber 
behält den Eigenbeitrag des Beschäftigten vom 
Arbeitsentgelt des Beschäftigten ein. ⁴Die Beteiligung 
erfolgt für jeden Kalendermonat des Zeitraums der 
Beitragspflicht, für den der Beschäftigte einen 
Anspruch auf Bezüge (Entgelt, sonstige Zuwendun-
gen, Krankenbezüge) oder einen Anspruch auf 
Krankengeldzuschuss hat, auch wenn dieser wegen 
der Höhe der Barleistungen des Sozialversicherungs-
trägers nicht gezahlt wird.

Inkraftse�ung eines Beschlusses der Bundeskommission des deutschen Caritasverbandes vom 
7. Dezember 2017. ‒ Inkraftse�ung eines Beschlusses der Regionalkommission Mi�e des deutschen 
Caritasverbandes vom 14. Dezember 2017. ‒ Inkraftse�ung von Beschlüssen der Bundeskommission 
des Caritas Verbandes am 15. März 2018. ‒ Gese� über die Errichtung einer Betrieblichen Datenschu�-
stelle im Bistum Mainz (GbDS). ‒ Kirchliche Datenschu�gerichtsordnung (KDSGO). ‒ Änderung der 
Arbeitsvertragsordnung für das Bistum Mainz (AVO Mainz). ‒ Visitation und Firmspendung im Jahr 
2019. ‒ Festse�ung der Punktquote für Finanzzuweisungen an die Kirchengemeinden im Bistum Mainz. 
‒ Haushaltspläne für das Jahr 2019. ‒ Gestellungsgelder für Ordensangehörige. ‒ Warnung. ‒ Personal-
chronik. ‒ Siegelverlust und Kraftloserklärung der Dienstsiegel der Römisch-katholischen Kirchenge-
meinde Bischofsheim Christkönig. ‒ Begegnungstag der Religionslehrer. ‒ Kurse des TPI. ‒ Apostoli-
sches Schreiben Gaudete et exsultate als Broschüre veröffentlicht. ‒ GEMA - Neuer Rahmenvertrag.
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Anlage 21a zu den AVR

I. Änderungen in Anlage 21a zu den AVR 

 Die Änderungen treten zum 1. Januar 2018 in 
Kraft.

Erweiterung des Geltungsbereichs sowie 
Überleitungsregelungen

B.

   a. § 1 Abs. 1 wird wie folgt neu gefasst: 
 „(1) Diese Anlage gilt für Lehrkräfte, die in 

Den vorstehenden Beschluss se�te ich für das Bistum 
Mainz in Kraft.

Dieser Beschluss tri� zum 01. Oktober 2017 in Kraft.

II. Inkraf�reten

Anlage 2e zu den AVR

im Re�ungsdienst/Krankentransport

Den vorstehenden Beschluss se�te ich für das Bistum 
Mainz in Kraft.

Anlage 2e zu den AVR

A.

Vergütungsgruppen für Mitarbeiter 

61. Inkraftse�ung eines Beschlusses der 
 Regionalkommission Mi�e des deutschen 
 Caritasverbandes vom 14. Dezember 2017

Peter Kohlgraf

I. Vergütung 

Die Regionalkommission Mi�e beschließt:

„Der Beschluss der Bundeskommission der Arbeits-
rechtlichen Kommission vom 12. Oktober 2017 
„Anlage 2e: Vergütungsgruppen für Mitarbeiter im 
Re�ungsdienst/Krankentransport“ wird mit der 
Maßgabe übernommen, dass alle dort beschlossenen 
mi�leren Werte als neue Entgelt- und Vergütungshöhe 
für den Bereich der Regionalkommission Mi�e zum 1. 
Oktober 2017 festgese�t werden.“

Bischof von Mainz

(Übernahme der am 12. Oktober 2017 durch die 
Bundeskommission beschlossenen mi�leren Werte.)

Mainz, den 16. Mai 2018

Mainz, den 16. Mai 2018

Peter Kohlgraf
Bischof von Mainz

62. Inkraftse�ung von Beschlüssen der 
 Bundeskommission des Caritas Verbandes
 am 15. März 2018 

Teil 1: Beschlüsse zur Änderung der AVR

Zulage für Mitarbeiter im Re�ungsdienst, 
die mit der elektronischen Einsa�dokumentation 

befasst sind

I. In Anlage 2e zu den AVR wird in Abschni� II   
der Anmerkungen zu den Tätigkeitsmerkmalen 
der Vergütungsgruppen 4b bis 8 die folgende 
neue Nr. 12 eingefügt: „12 Mitarbeiter als Beauf-
tragte der elektronischen Einsa�dokumentation 
erhalten für die Dauer dieser Tätigkeit eine 
Zulage in Höhe von monatlich 90,00 Euro, sofern 
ihnen diese Aufgabe vom Dienstgeber schriftlich 
übertragen wurde.“

II. In Anlage 2e zu den AVR wird der neuen Nr. 
12 der Anmerkungen zu den Tätigkeitsmerk-
malen der Vergütungsgruppen 4b bis 8 des 
Abschni�s II die folgende neue Hochziffer 1 
hinzugefügt:

 
„¹Diese Bestimmung findet ausschließlich im 
Gebiet der Regionalkommission Bayern Anwend-
ung.“ 

III. Inkraf�reten

gelts im Kalenderjahr aufwendet. ²In diesem Fall 
vermindert sich der dem vom Dienstgeber abzufüh-
renden Beitrag zugrunde liegende Beitragssa� um 
den jeweils geltenden Beitragssa� des Eigenbeitrags 
des Mitarbeiters.“

III.  Dieser Beschluss tri� zum 1. April 2018 in Kraft.
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 beschäftigt sind.“ 

 „Anmerkung zu § 1 Abs. 1:

 a) Altenpflege-, Krankenpflege-, Krankenpflege
 hilfe-, Kinderkrankenpflege- und Hebammen
 schulen sowie 

 b) sonstigen Schulen, soweit sie nicht unter 
 Anlage 21 zu den AVR fallen, 

 Die Anlage 21a zu den AVR findet keine 
 Anwendung auf Lehrkräfte an Schulen, die 
 nach den jeweiligen landesrechtlichen Bestim-
 mungen über die Förderung von Privatschulen 
 refinanziert werden und deren Dienstverhältnis 
 bereits vor dem 1. August 2007 bei dem Dienst
 geber begonnen hat.“

   c. In den Anmerkungen zu den Tätigkeitsmerkma-
 len wird folgende Anmerkung nach der Über-
 schrift vor der Anmerkung „Wissenschaftliche 
 Hochschulbildung“ eingefügt: 

III. Neuer Anhang C zur Anlage 21a zu den AVR 

 Es wird ein Anhang C zur Anlage 21a zu den AVR 
 mit folgendem Inhalt eingefügt: 

 „Vergütungsgruppen für Lehrkräfte nach der 
 Anlage 21a zu den AVR“. 

 „E 9 Mitarbeiter ohne abgeschlossene Hochschul-
 bildung in der Tätigkeit von Lehrkräften“. 

   b. Es wird eine Entgeltgruppe 9 mit folgendem 
 Wortlaut eingefügt: 

 „Entsprechende Zusa�qualifikation 
 ¹Eine entsprechende Zusa�qualifikation liegt 
 vor, wenn eine Weiterbildung zum/zur Unter-
 richtspfleger/in, Lehrhebamme/-entbindungs-
 pfleger erfolgreich abgeschlossen wurde. ²Bei 
 Lehrkräften, die nicht von Sa� 1 erfasst sind, liegt 
 eine entsprechende Zusa�qualifikation vor, 
 wenn mindestens 720 Stunden zu mindestens je 
 45 Unterrichtsminuten theoretischer Unterricht 
 innerhalb von zwei Jahren und bei berufsbeglei-
 tender Ausbildung innerhalb von längstens drei 
 Jahren vermi�elt worden sind.“ 

 Präambel

 § 1 Geltungsbereich 

 (1) Diese Überleitung gilt für 

 „Überleitungs- und Besi�standsregelung 

 Zum 1. Januar 2018 ist der Geltungsbereich der 
 Anlage 21a zu den AVR erweitert worden. Ziel 
 dieser Regelung ist die Überleitung von Mitarbei-
 tern in Anlage 21a zu den AVR, die seit dem 1. 
 Januar 2018 unter den Geltungsbereich der 
 Anlage 21a zu den AVR fallen.

  a) Alten- und Krankenpfleger sowie Hebam-
  men/Entbindungspfleger ohne Zusa�qualifi-
  kation in der Tätigkeit von Lehrkräften sowie 

  b) Mitarbeiter, die an Schulen im Sinne des § 1 
  Abs. 1 Buchstabe b) der Anlage 21a zu den 
  AVR beschäftigt sind, 

   c. § 4 Abs. 1 wird wie folgt gefasst: 

 − Stufe 4 nach drei Jahren in Stufe 3, 

 − Stufe 6 nach fünf Jahren in Stufe 5.

   d. § 4 Abs. 4 wird wie folgt gefasst: 

II. Änderungen in Anhang A der Anlage 21a zu den 
 AVR: 

 „(4) ¹Die Mitarbeiter erreichen die jeweils nächste 
 Stufe – von Stufe 3 an in Abhängigkeit von ihrer 
 Leistung gemäß § 5 Abs. 2 – nach folgenden 
 Zeiten einer ununterbrochenen Tätigkeit inner-
 halb derselben Entgeltgruppe bei ihrem Dienstge-
 ber (Stufenlaufzeit):

 ²Die bis zum 31. Dezember 2017 in Stufe 5 
 verbrachte Zeit wird berücksichtigt.

 „(1) Die Entgeltgruppen 9 bis 15 umfassen sechs 
 Stufen.“ 

 − Stufe 3 nach zwei Jahren in Stufe 2, 

 Anmerkung zu § 4 Abs. 4:
 Besi�standszulagen, die sich aus der Anwen-
 dung des Anhang B der Anlage 21a zu den AVR 
 ergeben haben, werden aus Anlass der Änderung 
 der Anlage 21a zu den AVR nicht gekürzt.“ 

 − Stufe 5 nach vier Jahren in Stufe 4,

   a. Die Überschrift über der Tabelle wird wie folgt 

 gefasst: 

 − Stufe 2 nach einem Jahr in Stufe 1, 

 „Die Eingruppierung der Mitarbeiter im Sinne 
 des § 1 Abs. 1 richtet sich nach den Tätigkeits-
 merkmalen des Anhang A dieser Anlage.“ 

   b. § 2 wird wie folgt gefasst: 
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(2) ¹Ein Dienstverhältnis besteht auch ununter-
brochen fort bei der Verlängerung eines befriste-
ten Dienstvertrages sowie bei Dienstgeberwechsel 
innerhalb des Geltungsbereichs der AVR. ²Unter-
brechungen von bis zu einem Monat bzw. der 
Dauer der Schulferien sind unschädlich. 

 die am 31. Dezember 2017 in einem Dienstver-
 hältnis gestanden haben, das am 1. Januar 2018 
 im Geltungsbereich der AVR fortbesteht, für die 
 Dauer des ununterbrochen fortbestehenden 
 Dienstverhältnisses. 

§ 2 Überleitung 

¹Mitarbeiter nach § 1 Abs. 1 werden so in die 
Anlage 21a zu den AVR übergeleitet, als ob sie 
seit dem Zeitpunkt, seit dem sie ununterbrochen 
in der Tätigkeit als Lehrkraft im Geltungsbereich 
der AVR oder im sonstigen katholischen Bereich 
beschäftigt waren, nach § 2 und § 4 der Anlage 
21a zu den AVR eingruppiert und eingestuft 
worden wären. ²Ein Dienstverhältnis besteht auch 
ununterbrochen fort bei der Verlängerung eines 
befristeten Dienstvertrages sowie bei Dienstge-
berwechsel. ³Unterbrechungen von bis zu einem 
Monat bzw. der Dauer der Schulferien sind 
unschädlich.

(2) ¹Die monatliche Besi�standszulage wird als 
Unterschiedsbetrag zwischen der Vergleichsjah-
resvergütung (Absa� 3) und dem Jahresentgelt 
(Absa� 4), jeweils geteilt durch 12, errechnet. 
²Dabei sind Vergütungsveränderungen durch 
Beschlüsse nach § 14 AK-Ordnung nicht zu 
berücksichtigen. 

(5) Ruht das Dienstverhältnis oder wird eine 
Teilzeitbeschäftigung während der Elternzeit 
(gemäß § 15 Abs. 4 Bundeselterngeld- und 
Elternzeitgese�) ausgeübt, sind Monatsvergü-
tung bzw. Monatsentgelt (Absa� 3) und das 
Tabellenentgelt (Absa� 4) so zu berechnen, als ob 
der Mitarbeiter im Januar 2018 die Tätigkeit im 
selben Umfang wie vor der Teilzeitbeschäftigung 
bzw. dem Ruhen wieder aufgenommen hä�e. 

(6) ¹Verringert sich nach dem 1. Januar 2018 die 
individuelle regelmäßige Arbeitszeit des Mitar-
beiters, reduziert sich seine Besi�standszulage im 
selben Verhältnis, in dem die Arbeitszeit verrin-
gert wird; erhöht sich die Arbeitszeit, bleibt die 
Besi�standszulage unverändert. ²Erhöht sich 
nach einer Verringerung der Arbeitszeit diese 
wieder, so lebt die Besi�standszulage im gleichen 
Verhältnis wie die Arbeitszeiterhöhung, höch-
stens bis zur ursprünglichen Höhe, wieder auf. 
³Diese Regelung ist entsprechend anzuwenden 
auf Mitarbeiter, deren Arbeitszeit am 1. Januar 
2018 befristet verändert ist. 

§ 3 Besi�standsregelungen 

(3) ¹Die Vergleichsjahresvergütung errechnet sich 
als das 12-fache der am 31. Dezember 2017 
zustehenden Monatsvergütung, zuzüglich des 
Leistungsentgelts gemäß § 15 der Anlagen 31 und 
32 zu den AVR und der Jahressonderzahlung 
gemäß § 16 der Anlagen 31 und 32 zu den AVR 
bzw. der  Weihnachtszuwendung gemäß 
Abschni� XIV der Anlage 1 zu den AVR sowie 
dem Urlaubsgeld gemäß Anlage 14 zu den AVR. 
²Zur Monatsvergütung im Sinne dieser Vorschrift 
gehören: 

- Bei Mitarbeitern, die aus der Anlage 2 zu den 
AVR übergeleitet werden, die Regelvergütung 
gemäß Abschni� III der Anlage 1 zu den AVR, 
die  Kinderzulage gemäß Abschni� V der 
Anlage 1 zu den AVR, die Besi�standszulagen 
gemäß Anlage 1b zu den AVR sowie weitere 
regelmäßig gewährte Zulagen. 

(7) ¹Die kinderbezogenen Entgeltbestandteile 
gemäß Abschni� V der Anlage 1 zu den AVR, die 
in die Berechnung der Besi�standszulage nach 
Absa� 2 und Absa� 3 einfließen, werden als 
Anteil der Besi�standszulage fortgezahlt, solange 
für diese Kinder Kindergeld nach dem Einkom-
menssteuergese� (EStG) oder nach dem 
Bundeskindergeldgese� (BKGG) gezahlt wird 
oder ohne Berücksichtigung des § 64 oder § 65 
EStG oder des § 3 oder § 4 BKGG gezahlt würde. 

-  Bei Mitarbeitern, die aus den Anlagen 31 und 32 
zu den AVR übergeleitet werden, das Tabellen-
entgelt gemäß § 12 der Anlagen 31 und 32 zu 
den AVR, die Besi�standszulagen gemäß 
Anhang E der Anlage 31 und Anhang F der 
Anlage 32 zu den AVR sowie weitere regelmä-
ßig gewährte Zulagen.

(1) Mitarbeiter, deren bisherige Vergütung 
(Vergleichsvergütung) das ihnen am 1. Januar 
2018 zustehende Entgelt übersteigt, erhalten eine 
Besi�standszulage. 

(4) Das Jahresentgelt errechnet sich als das 12-
fache des am 1. Januar 2018 zustehenden Tabel-
lenentgelts gemäß § 3 der Anlage 21a zu den AVR 
zuzüglich der Jahressonderzahlung gemäß § 6 
der Anlage 21a zu den AVR.
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(1) Soweit bei einem Vergleich der Gesamtperso-
nalkosten vor und nach der Überleitung umstel-
lungsbedingte Mehrkosten von mindestens 2,5 v. 
H. entstehen, kann der Dienstgeber den Überlei-
tungsgewinn von Mitarbeitern, deren Jahresent-
gelt nach § 3 Abs. 4 die Vergleichsjahresvergü-
tung nach § 3 Abs. 3 übersteigt, gemäß den 
nachfolgenden Vorgaben zeitlich strecken. 

(3) ¹Bei der Ermi�lung der Mehrkosten sind 
ausschließlich die Steigerungen der Gesamtperso-
nalkosten der Einrichtung zu berücksichtigen, die 
unmi�elbar durch die Überleitung von Mitarbei-
tern in die Anlage 21a zu den AVR entstehen. 
²Mehrkosten, die durch Neueinstellungen von 
Mitarbeitern und durch strukturelle Veränderun-
gen bei Mitarbeitern, die nicht in die Anlage 21a 
zu den AVR überführt wurden (Stufenaufstiege, 
Tätigkeits- oder Bewährungsaufstiege, Kinderzu-
lagen oder andere Zulagen), entstehen, bleiben 
bei der Ermi�lung der Mehrkosten unberücksich-
tigt. ³Administrative Mehrkosten, die durch die 
Überleitung entstehen, bleiben ebenfalls unbe-
rücksichtigt. 

- 4a Ziffern 1, 2, 3, 5, 10, 11, 26 und 27,

- 5b Ziffern 2, 4, 9, 21, 22, 30, 33, 35, 36, 60 und 63,

(8) Die Anwendung der Überforderungsklausel 
kann bis zum 30. Juni 2018 erfolgen, danach ist 
eine zeitliche Streckung des Überleitungsgewinns 
ausgeschlossen. 

§ 4 Überforderungsklausel 

²Mit dem Wegfall der Vorausse�ungen reduziert 
sich die Besi�standszulage entsprechend. ³Dieser 
Absa� findet auch Anwendung auf solche 
kinderbezogenen Entgeltbestandteile, die in die 
Berechnung der Besi�standszulagen gemäß 
Anhang E der Anlage 31 und Anhang F der 
Anlage 32 zu den AVR eingeflossen sind. 

(2) Die Gesamtpersonalkosten errechnen sich aus 
den Bru�opersonalkosten der Mitarbeiter der 
Einrichtung und den Arbeitgeberanteilen zur 
Sozialversicherung. 

- 1b Ziffer 10,

1. Die Tätigkeitsmerkmale der Vergütungsgrup-
pen 

(5) ¹Die Möglichkeit der zeitlichen Streckung 
besteht nur bei Mitarbeitern, deren prozentuale 
Vergütungssteigerung mehr als 4 v. H. beträgt. 
²Beträgt die Vergütungssteigerung des einzelnen 
Mitarbeiters mehr als 4 v. H., erhält er in den 
ersten zwölf Monaten nach der Überleitung eine 

Vergütungssteigerung von 4 v. H. ³Die restliche 
prozentuale Vergütungssteigerung wird gleich-
mäßig auf weitere fünf Jahre verteilt. ⁴Spätestens 
nach sechs Jahren ist das aktuell gültige Entgelt 
(inklusive aller Entgeltbestandteile) in voller 
Höhe an den betroffenen Mitarbeiter zu zahlen. 
⁵Die Vergütungen der von einer solchen zeitli-
chen Streckung betroffenen Mitarbeiter nehmen 
vollumfänglich an zwischenzeitlichen Tariferhö-
hungen teil. 

(6) Durch Dienstvereinbarung kann eine für die 
Mitarbeiter günstigere Streckung des Überlei-
tungsgewinns vereinbart werden. 

(4) ¹Der Überleitungsgewinn des einzelnen 
Mitarbeiters errechnet sich aus einem Vergleich 
des Jahresentgelts nach § 3 Abs. 4 und der 
Vergleichsjahresvergütung nach § 3 Abs. 3. ²Der 
Überleitungsgewinn wird anschließend durch die 
Vergleichsjahresvergütung geteilt und das 
Ergebnis mit hundert multipliziert. ³Daraus 
ergibt sich die prozentuale Vergütungssteigerung 
des einzelnen Mitarbeiters. 

- 3 Ziffer 3,

(7) ¹Die Entscheidung über die Anwendung der 
Überforderungsklausel und die dafür maßgebli-
chen Berechnungen nach Absä�en 2 – 5 sind der 
zuständigen Mitarbeitervertretung im Vorfeld 
schriftlich vorzulegen und zu erläutern. ²Macht 
ein Rechtsträger von der Überforderungsklausel 
Gebrauch, hat er unverzüglich eine Anzeige 
sowie die vergleichenden Gesamtpersonalkosten-
berechnungen an die Geschäftsstelle der Arbeits-
rechtlichen Kommission des Deutschen Caritas-
verbandes zu übersenden. ³Die Geschäftsstelle 
leitet die Unterlagen an die Mitglieder des 
zuständigen Ausschusses der Bundeskommission 
zur Kenntnisnahme weiter. 

IV. Änderungen in Anlage 2 zu den AVR 

- 2 Ziffer 5,

- 4b Ziffern 1, 3, 6, 10, 16, 18, 19, 36 und 38,

- 5c Ziffern 29 und 36

werden gestrichen und jeweils durch die Angabe 
„(durch Überleitung in die Anlage 21a zu den 
AVR entfallen)“ erse�t. 

VG 4b Ziff. 2 erhält folgende neue Fassung:

2. Die folgenden Tätigkeitsmerkmale werden neu 
gefasst: 
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„Audiometristen mit staatlicher Anerkennung 
oder mit mindestens zweijähriger Fachausbil-
dung an Universitätskliniken oder medizinischen 
Akademien in einer Tätigkeit der Vergütungs-
gruppe 5b Ziffer 1 nach zweijähriger Bewährung 
in dieser Tätigkeit“

„Beschäftigungstherapeuten/Ergotherapeuten 
mit staatlicher Anerkennung in einer Tätigkeit 
der Vergütungsgruppe 5b Ziffer 6 nach zweijähri-
ger Bewährung in dieser Tätigkeit“

VG 4b Ziff. 4 erhält folgende neue Fassung: 

1. Buchstabe a) der Anmerkung Nr. 4 wird wie 
folgt neu gefasst: 

„6. Bei den Fachweiterbildungen muss es sich 
entweder um eine Fachweiterbildung nach § 1 der 
DKG-Empfehlung zur pflegerischen Weiterbil-
dung vom 29. September 2015 in der jeweiligen 
Fassung oder um eine Fachweiterbildung nach § 
1 der DKG-Empfehlung für die Weiterbildung 
Notfallpflege vom 29. November 2016 in der 
jeweiligen Fassung bzw. um eine gleichwertige 
Weiterbildung jeweils nach § 21 dieser DKG-
Empfehlungen handeln.“ 

 

II. In Anhang F der Anlage 31 zu den AVR wird 
folgender § 4 eingefügt:

„a) Tätigkeiten in Spezialbereichen, in denen eine 
Fachweiterbildung nach den DKG-Empfehlungen 
zur Weiterbildung von Gesundheits- und (Kin-
der-) Krankenpflegekräften (siehe Anmerkung 
Nr. 6) vorgesehen ist, oder“ 

C.

Anlagen 31 Anhänge D und F und Anlage 
32 Anhänge D und G zu den AVR

„DKG-Empfehlung Notfallpflege“ 

 

I. In Anlage 31 zu den AVR wird Anhang D, 
Anmerkungen zu den Tätigkeitsmerkmalen der 
Entgeltgruppen P4 bis P9 und 9b bis 12 wie folgt 
geändert: 

Anmerkungen zu den Tätigkeitsmerkmalen 
der Entgeltgruppen P4 bis P9 und 9b bis 12

2. Anmerkung Nr. 6 wird wie folgt neu gefasst: 

„§ 4 Weiterbildung in der Notfallpflege 
¹Die Anmerkung Nr. 6 zu den Tätigkeitsmerkma-
len der Entgeltgruppen P 4 bis P 9 und 9b bis 12 
wurde zum 1. Januar 2018 um die DKG-

VG 4b Ziff. 17 erhält folgende neue Fassung:

VG 4b Ziff. 20 erhält folgende neue Fassung:

VG 5b Ziff. 23 erhält folgende neue Fassung:

„Physiotherapeuten/Krankengymnasten in einer 
Tätigkeit der Vergütungsgruppe 5b Ziffer 24 nach 
zweijähriger Bewährung in dieser Tätigkeit“

 
V. Inkraf�reten

„Medizinisch-technische Assistenten in einer 
Tätigkeit der Vergütungsgruppe 5b Ziffer  38 oder 
39 nach zweijähriger Bewährung in einer dieser 
Tätigkeiten“

„Pharmazeutisch-technische Assistenten in einer 
Tätigkeit der Vergütungsgruppe 5b Ziffer 64 oder 

65 nach zweijähriger Bewährung in einer dieser 
Tätigkeiten“

VG 4b Ziff. 37 erhält folgende neue Fassung:

Die Abschni�e I bis IV dieses Beschlusses treten 
zum 1. Januar 2018 in Kraft. 

„Diätassistenten mit staatlicher Anerkennung in 
einer Tätigkeit der Vergütungsgruppe 5b Ziffer 8 
oder 11 nach zweijähriger Bewährung in einer 
dieser Tätigkeiten“

„Physiotherapeuten/Krankengymnasten in einer 
Tätigkeit der Vergütungsgruppe 5c Ziffer 31 nach 
dreijähriger Bewährung in dieser Tätigkeit“

VG 4b Ziff. 39 erhält folgende neue Fassung:

„Logopäden mit staatlicher Anerkennung oder 
mit mindestens zweijähriger Fachausbildung an 
Universitätskliniken oder medizinischen Akade-
mien mit Prüfung in einer Tätigkeit der Vergü-
tungsgruppe 5b Ziffer 29 nach zweijähriger 
Bewährung in dieser Tätigkeit“

„Orthoptisten mit staatlicher Anerkennung oder 
mit mindestens zweijähriger Fachausbildung an 
Universitätskliniken oder medizinischen Akade-
mien mit Prüfung in einer Tätigkeit der Vergü-
tungsgruppe 5b Ziffer 59 oder 62 nach zweijähri-
ger Bewährung in einer dieser Tätigkeiten“

VG 4b Ziff. 7 erhält folgende neue Fassung:

VG 4b Ziff. 11 erhält folgende neue Fassung:
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IV. In Anhang G der Anlage 32 zu den AVR wird 
folgender § 4 eingefügt:

„Stufengleiche Höhergruppierung“

III. In Anlage 32 zu den AVR wird in Anhang D, 
Anmerkungen zu den Tätigkeitsmerkmalen der 
Entgeltgruppen P4 bis P9 und 9b bis 12, die 
Anmerkung Nr. 6 wie folgt neu gefasst: 

„6. Die Fachweiterbildungen müssen einer 
solchen im Sinne von § 1 der DKG-Empfehlung 
zur pflegerischen Weiterbildung vom 29. 
September 2015 in der jeweiligen Fassung oder 
einer Fachweiterbildung nach § 1 der DKG-
Empfehlung für die Weiterbildung Notfallpflege 
vom 29. November 2016 in der jeweiligen Fas-
sung gleichwertig sein.“ 

Empfehlung für die Weiterbildung Notfallpflege 
vom 29. November 2016 in der jeweiligen Fas-
sung erweitert. ²Ergibt sich für Mitarbeiter 
aufgrund dieser Erweiterung eine höhere Entgelt-
gruppe, gilt § 3 mit der Maßgabe, dass der Antrag 
auf Höhergruppierung bis zum 31. Dezember 
2018 gestellt werden kann und auf den 1. Januar 
2018 zurückwirkt.“

„§ 4 Weiterbildung in der Notfallpflege 
¹Die Anmerkung Nr. 6 zu den Tätigkeitsmerkma-
len der Entgeltgruppen P 4 bis P 9 und 9b bis 12 
wurde zum 1. Januar 2018 um die DKG-
Empfehlung für die Weiterbildung Notfallpflege 
vom 29. November 2016 in der jeweiligen Fas-
sung erweitert. ²Ergibt sich für Mitarbeiter 
aufgrund dieser Erweiterung eine höhere Entgelt-
gruppe, gilt § 3 mit der Maßgabe, dass der Antrag 
auf Höhergruppierung bis zum 31. Dezember 
2018 gestellt werden kann und auf den 1. Januar 
2018 zurückwirkt.“ 

V. Die Änderungen treten zum 1. Januar 2018 in 
Kraft. 

D.

Anlage 33 zu den AVR
Redaktionelle Anpassung

„⁶Wird der Mitarbeiter nicht in die nächsthöhere, 
sondern in eine darüber liegende Entgeltgruppe 
höhergruppiert, gilt Sa� 5 mit der Maßgabe, dass 
auf das derzeitige Tabellenentgelt und das 
Tabellenentgelt der Entgeltgruppe abzustellen ist, 

in die der Mitarbeiter höhergruppiert wird.“ 

I. In Anlage 33 zu den AVR wird § 13 Absa� 4 Sa� 6 
wie folgt neu gefasst: 

II. Die Änderung tri� zum 15. März 2018 in Kraft. 

Teil 2: Sonstige Beschlüsse 

Heilerziehungspfleger
Kompetenzübertragung auf die RK BW

1. Gemäß § 13 Abs. 6 Sa� 1, 2. Alt. AK-Ordnung 
wird an die Regionalkommission Baden-
Wür�emberg die Regelungszuständigkeit zur 
Regelung der Ausbildungsverhältnisse für 
Schülerinnen und Schüler, die nach Maßgabe der 
Verordnung über die Ausbildung und Prüfung an 
den Fachschulen für Sozialwesen der Fachrich-
tung Heilerziehungspflege in Baden Wür�em-
berg (Heilerziehungspflegeverordnung – 
AprOHeilErzPfl - vom 13. Juli 2004) in der jeweils 
geltenden Fassung in Baden-Wür�emberg 
ausgebildet werden, mit Wirkung zum 01. April 
2018 übertragen. Die Übertragung der Regelungs-
zuständigkeit ist befristet bis zum 31. Dezember 
2020.

 

2. Dieser Beschluss tri� zum 1. April 2018 in Kraft.

Mainz, den 15. Mai 2018 

§ 4 Inkraf�reten     2

§ 2 Zuständigkeit der 
Betrieblichen Datenschu�stelle   1

Bischof von Mainz

Präambel

Inhaltsübersicht

Dieses Gese� dient der Umse�ung des Gese�es über 
den Kirchlichen Datenschu� (KDG), Kapitel 4 
Abschni� 3, in der Diözese Mainz, veröffentlicht im 
Kirchlichen Amtsbla� für die Diözese Mainz vom 

§ 1 Betriebliche Datenschu�stelle  1

§ 3 Dienst- und Fachaufsicht   2

Peter Kohlgraf

63. Gese� über die Errichtung einer 
 Betrieblichen Datenschu�stelle im 
 Bistum Mainz (GbDS)

Präambel     1

Die vorstehenden Beschlüsse se�te ich für das Bistum 
Mainz in Kraft.

glinkaa
Hervorheben
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Peter Kohlgraf

64. Kirchliche Datenschu�gerichtsordnung 
 (KDSGO)¹

Präambel

Die Deutsche Bischofskonferenz erlässt aufgrund 
eines besonderen Mandats des Apostolischen Stuhles 
gemäß can. 455 § 1 CIC in Wahrnehmung der der 
Kirche durch das Grundgese� für die Bundesrepublik 
Deutschland garantierten Freiheit, ihre Angelegenhei-
ten selbstständig innerhalb der Schranken des für alle 
geltenden Gese�es zu ordnen, und im Einklang mit 
der europäischen Datenschu�-Grundverordnung 
vom 27. April 2016 zur Herstellung und Gewährlei-
stung eines wirksamen gerichtlichen Rechtsschu�es 
auf dem Gebiet des Datenschu�es, wie dies in § 49 
Absa� 3 des Kirchlichen Datenschu�gese�es (KDG) 
vorgesehen ist, 

Bischof von Mainz

Mainz, den 5. Juni 2018

2.  die Kirchengemeindeverbände, 
3.  die der Verwaltung ortskirchlicher Organe unter-

stellten kirchlichen Stiftungen (Ortskirchenstif-
tungen, Pfründestiftungen) im Sinne des § 1 Abs. 
1 und § 25 des Gese�es über die Verwaltung und 
Vertretung des Kirchenvermögens im Bistum 
Mainz (KVVG),

26.02.2018 (160. Jahrgang, Nr. 3).

(2) Die Betriebliche Datenschu�stelle dient der 
Sicherstellung des kirchlich-hoheitlichen Auftrags der 
Kirche im Bistum Mainz. Ihre Leistungen für Dri�e 
sind stets unentgeltlich. 

§ 2 Zuständigkeit der Betrieblichen Datenschu�-
 stelle

(1) Im Bischöflichen Ordinariat Mainz wird eine 
Betriebliche Datenschu�stelle errichtet. 

§ 1 Betriebliche Datenschu�stelle

(3) Die Rechtsstellung des Diözesandatenschu�beauf-
tragten nach den Bestimmungen des KDG bleibt 
unberührt.

(1) Die Leitung der Betrieblichen Datenschu�stelle 
wird als gemeinsamer betrieblicher Datenschu�beauf-
tragter gemäß § 36 Abs. 3 i. V. m. §§ 3 und 4 Ziff. 23 
KDG für folgende kirchliche Stellen benannt:
1.  die Kirchengemeinden, 

4.  andere kirchliche Stellen gemäß den Absä�en 3 
 und 4. 

(2) Die in Absa� 1 genannten kirchlichen Stellen 
können im Rahmen ihrer Zuständigkeit mit Genehmi-
gung des Ortsordinarius einen eigenen Betrieblichen 
Datenschu�beauftragten bestellen. 

(3) Die Betriebliche Datenschu�stelle kann auf 
schriftlichen Antrag an und mit Genehmigung des 
Ortsordinarius von anderen kirchlichen Stellen im 
Sinne des § 3 Abs. 1 lit. c KDG als Betrieblicher 
Datenschu�beauftragter benannt werden. 

(4) Die Betriebliche Datenschu�stelle kann vom 
Ortsordinarius auch für das Bischöfliche Ordinariat 
und seine Außenstellen als Betrieblicher Datenschu�-
beauftragter benannt werden.

(5) Sofern die Betriebliche Datenschu�stelle nach 
diesem Gese� von einer kirchlichen Stelle als 
gemeinsamer Betrieblicher Datenschu�beauftragter 
benannt ist, fungiert sie in deren Organisationsgefüge 

als eine der Leitung der jeweiligen kirchlichen Stelle 
unterstellte Stabsstelle im Sinne von § 37 Absa� 1 
KDG. 

(6) Die Vorschriften des KDG über die Veröffentli-
chung der Kontaktdaten und die Anzeige an die 
Datenschu�aufsicht bleiben unberührt.

§ 3 Dienst- und Fachaufsicht

(1) Die Leitung der Betrieblichen Datenschu�stelle ist 
bei der Erfüllung ihrer Aufgaben auf dem Gebiet des 
Datenschu�es gemäß § 37 Absa� 1 KDG weisungs-
frei. Hat die Betriebliche Datenschu�stelle weitere 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, unterstehen diese 
der Weisungsbefugnis der Leitung der Datenschu�-
stelle, die auch die Fachaufsicht ausübt. 

(2) Dienstvorgese�ter für die Betriebliche Daten-
schu�stelle ist der Ortsordinarius.

§ 4 Inkraf�reten

(2) Mit Inkraf�reten treten alle entgegenstehenden 
Rechtse�ungen außer Kraft.

(1) Dieses Gese� tri� am 24.05.2018 in Kraft.

¹ Im Interesse einer besseren Lesbarkeit wird nicht ausdrücklich in geschlechtsspezifischen Personenbezeichnungen differenziert. Die gewählte 

männliche Form schließt eine adäquate weibliche Form gleichberechtigt ein.
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die folgende Ordnung:

§ 1
Errichtung Kirchlicher Gerichte in 

Datenschu�angelegenheiten

(1) Die Bischöfe der (Erz-)Bistümer im Bereich der 
Deutschen Bischofskonferenz errichten mit Genehmi-
gung der Apostolischen Signatur ein Interdiözesanes 
Datenschu�gericht als erste Instanz mit Si� in Köln 
(vgl. can. 1423 § 1 CIC). Dem Interdiözesanen Daten-
schu�gericht werden alle nach dieser Ordnung 
wahrzunehmenden Zuständigkeiten übertragen. Das 
Nähere wird in einem gemeinsamen Errichtungsde-
kret der Diözesanbischöfe geregelt. 

(2) Die Deutsche Bischofskonferenz errichtet mit 
Genehmigung der Apostolischen Signatur ein Daten-
schu�gericht der Deutschen Bischofskonferenz als 
zweite Instanz mit Si� in Bonn (vgl. can. 1439 § 1 CIC). 
Dem Datenschu�gericht der Deutschen Bischofskon-
ferenz werden alle nach dieser Ordnung wahrzuneh-
menden Zuständigkeiten übertragen. 

(2) Das Interdiözesane Datenschu�gericht prüft auf 
Antrag die vorangegangene Entscheidung der 
Datenschu�aufsicht über das Vorliegen einer 
Datenschu�verle�ung sowie gerichtliche Rechtsbe-
helfe gegen den Verantwortlichen oder den kirchli-
chen Auftragsverarbeiter. Antragsteller können die 
betroffene Person oder der Verantwortliche im Sinne 
des § 4 Ziffer 9. KDG sein.

(1) Die Kirchlichen Gerichte in Datenschu�angelegen-
heiten sind zuständig für die Überprüfung von 
Entscheidungen der Datenschu�aufsichten der 
Katholischen Kirche in Deutschland sowie für gericht-
liche Rechtsbehelfe der betroffenen Person gegen den 
Verantwortlichen oder den kirchlichen Auftragsverar-
beiter. Ein besonderes Verfahren zur Überprüfung der 
Rechtmäßigkeit von kirchlichen Rechtsnormen 
(Normenkontrollverfahren) findet nicht sta�.

(3) Die betroffene Person verwirkt ihr Antragsrecht 
nach Absa� 2, wenn sie den Antrag später als ein Jahr 
nach Zugang der Ausgangsentscheidung geltend 
macht. Den Zugangszeitpunkt muss sie auf Verlangen 
nachweisen können.

Sachliche Zuständigkeit 
und Verfahrensvorschriften

(4) Der Antrag des Verantwortlichen richtet sich nach 
§ 8 Absa� 2.

§ 2

(5) Gegen die Entscheidung des Interdiözesanen 
Datenschu�gerichts steht den Beteiligten innerhalb 
einer Frist von drei Monaten ab Zugang dieser 
Entscheidung das Recht auf Beschwerde beim Daten-
schu�gericht der Deutschen Bischofskonferenz zu. 

§ 3
Zusammense�ung Kirchlicher Gerichte 

in Datenschu�angelegenheiten
und Ernennungsvorausse�ungen 

(1) Das Interdiözesane Datenschu�gericht besteht 
aus dem Vorsi�enden, dem stellvertretenden 
Vorsi�enden und vier beisi�enden Richtern.

(2) Das Datenschu�gericht der Deutschen Bischofs-
konferenz besteht aus dem Vorsi�enden, dem 
stellvertretenden Vorsi�enden und acht beisi�enden 
Richtern. 

(3) Die Vorsi�enden, stellvertretenden Vorsi�enden 
und die Richter des Interdiözesanen Datenschu�ge-
richts und des Datenschu�gerichts der Deutschen 
Bischofskonferenz sind an das staatliche sowie an das 
kirchliche Recht gebunden. Sie üben ihr Amt unpartei-
isch und in richterlicher Unabhängigkeit aus.

(4) Die Mitglieder des Interdiözesanen Datenschu�ge-
richts und des Datenschu�gerichts der Deutschen 
Bischofskonferenz müssen katholisch sein und sollen 
über Berufserfahrung in einem juristischen Beruf 
sowie in Datenschu�fragen verfügen. Sie dürfen zu 
Beginn ihrer Amtszeit das 75. Lebensjahr nicht 
überschri�en haben. Anderweitige Tätigkeiten in 
abhängiger Beschäftigung dürfen das Vertrauen in die 
Unabhängigkeit und Unparteilichkeit des Richters 
nicht gefährden. Die Vorsi�enden und ihre Stellver-
treter müssen die Befähigung zum Richteramt nach 
dem Deutschen Richtergese�, die weiteren Richter 
einen akademischen Grad im kanonischen Recht oder 
die Befähigung zum Richteramt nach dem Deutschen 
Richtergese� besi�en. 

(5) Personen, die als Diözesandatenschu�beauftragte 
oder betriebliche Datenschu�beauftragte bestellt bzw. 
benannt sind, können für die Dauer dieses Amtes und 
bis zum Ablauf von zwei Jahren nach Ausscheiden aus 
diesem Amt nicht zu Richtern an den Kirchlichen 
Gerichten in Datenschu�angelegenheiten berufen 
werden. Hauptberuflich im kirchlichen Dienst 
stehende Personen können für die Dauer dieser 
Beschäftigung nicht berufen werden.  

(6) Für ihre Tätigkeit erhalten die Mitglieder der 
Kirchlichen Gerichte in Datenschu�angelegenheiten 
eine angemessene Vergütung sowie den Ersa� 
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notwendiger Reisekosten.

(7) Die Geschäftsstelle der Kirchlichen Gerichte in 
Datenschu�angelegenheiten wird beim Verband der 
Diözesen Deutschlands eingerichtet.

§ 4
Au�ringung der Mi�el

Die Kosten der Kirchlichen Gerichte in Datenschu�an-
gelegenheiten trägt der Verband der Diözesen 
Deutschlands.  

§ 5
Bese�ung der der Kirchlichen Gerichte 

in Datenschu�angelegenheiten 

(1) Das Interdiözesane Datenschu�gericht entscheidet 
in der Bese�ung mit dem Vorsi�enden oder dem 
stellvertretenden Vorsi�enden und zwei beisi�enden 
Richtern, wobei ein Mitglied des Spruchkörpers einen 
akademischen Grad im kanonischen Recht besi�en 
muss.

(2) Das Datenschu�gericht der Deutschen Bischofs-
konferenz entscheidet in der Bese�ung mit dem 
Vorsi�enden oder dem stellvertretenden Vorsi�en-
den und vier beisi�enden Richtern, wobei zwei 
Mitglieder des Spruchkörpers einen akademischen 
Grad im kanonischen Recht besi�en müssen.

(3) Die Verteilung der Verfahren zwischen dem 
Vorsi�enden und dem stellvertretenden Vorsi�enden 
erfolgt anhand eines Geschäftsverteilungsplans, der 
spätestens am Ende des laufenden Jahres für das 
folgende Jahr vom Vorsi�enden nach Anhörung des 
stellvertretenden Vorsi�enden schriftlich fes�ulegen 
ist. 

(4) Ist der Vorsi�ende oder der stellvertretende 
Vorsi�ende an der Ausübung seines Amtes gehindert, 
tri� an seine Stelle der stellvertretende Vorsi�ende 
oder der Vorsi�ende.

(2) Die Dienstaufsicht über die Mitglieder der Kirchli-
chen Gerichte in Datenschu�angelegenheiten übt der 
Vorsi�ende der Deutschen Bischofskonferenz aus.

§ 8

(1) Antragsbefugt ist, wer vorbringt, durch die 
Verarbeitung seiner personenbezogenen Daten in 
eigenen Rechten verle�t zu sein. Die Antragsbefugnis 
ist auch gegeben, wenn innerhalb von drei Monaten 
nach Eingang der Beschwerde keine Mi�eilung der 

(4) Die Richter sind verpflichtet, über die Beratung 
und Abstimmung auch nach Ende ihrer Amtszeit 
Stillschweigen zu bewahren.

§ 6
Richter

 b) mit der Feststellung des Wegfalls der Ernen-
nungsvorausse�ungen oder der Feststellung 
eines schweren Dienstvergehens. Diese 
Feststellungen trifft der Vorsi�ende der 
Deutschen Bischofskonferenz durch Dekret.

Endet das Amt eines Richters vor Ablauf seiner 
regulären Amtszeit, wird für die Dauer der Amtszeit, 
die dem ausgeschiedenen Richter verblieben wäre, ein 
Nachfolger ernannt.    

 a) mit der Annahme der Rücktri�serklärung 
durch den Vorsi�enden der Deutschen 
Bischofskonferenz, 

§ 7
Verfahrensbeteiligte, Bevollmächtigte 

und Beistände

(1) Die Vorsi�enden, ihre Stellvertreter und die 
beisi�enden Richter der Kirchlichen Gerichte in 
Datenschu�angelegenheiten werden jeweils für eine 
Amtszeit von fünf Jahren auf Vorschlag des Ständigen 
Rates der Deutschen Bischofskonferenz vom 
Vorsi�enden der Deutschen Bischofskonferenz 
ernannt. Die mehrmalige Wiederernennung ist 
zulässig. Sind zum Ende der Amtszeit die neuen 
Richter noch nicht ernannt, führen die bisherigen 

Richter die Geschäfte bis zur Ernennung der Nachfol-
ger weiter.

(3) Das Amt eines Richters endet vor Ablauf der 
Amtszeit

(3) Die Bevollmächtigung wird gegenüber den 
Kirchlichen Gerichten in Datenschu�angelegenheiten 
durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachge-
wiesen. 

(1) Am Verfahren sind neben der betroffenen Person 
der Verantwortliche oder der kirchliche Auftragsverar-
beiter und die zuständige Datenschu�aufsicht 
beteiligt. 

Verfahrenseinleitung

(2) Vor den Kirchlichen Gerichten in Datenschu�an-
gelegenheiten kann sich jeder Beteiligte durch einen 
Bevollmächtigten in jeder Lage des Verfahrens 
vertreten lassen und sich in der mündlichen Verhand-
lung eines Beistandes bedienen.
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 a) selbst Beteiligter ist,

Datenschu�aufsicht oder nach Ablauf einer Frist von 
zwölf Monaten seit Eingang der Beschwerde keine 
Entscheidung der Datenschu�aufsicht erfolgt ist.   

§ 9
Ausschluss

(2) Der Verantwortliche kann gegen Entscheidungen 
der Datenschu�aufsicht binnen eines Monats nach 
Zugang derselben einen Antrag auf Überprüfung 
durch das Interdiözesane Datenschu�gericht stellen. 
Der Zugangszeitpunkt ist von ihm nachzuweisen.

Ein Richter ist von der Ausübung seines Amtes 
ausgeschlossen, wenn er

 b) gese�licher Vertreter oder angehörige Person 
im Sinne des § 41 Nummer 2 bis 3 der Zivil-
prozessordnung eines Beteiligten ist oder 
gewesen ist,

§ 10
Ablehnung

 e) Bevollmächtigter oder Beistand eines Beteilig-
ten war.

(2) Der abgelehnte Richter hat sich zu dem Ableh-
nungsgrund zu äußern. Bis zur Erledigung des 
Ablehnungsantrages darf er nur solche Handlungen 
vornehmen, die keinen Aufschub dulden.

(1) Ein Richter kann wegen Besorgnis der Befangen-
heit von jedem Beteiligten abgelehnt werden, wenn 
ein Grund vorliegt, der geeignet ist, Misstrauen gegen 
die Unparteilichkeit des Mitgliedes zu begründen.

(5) Auch ohne Ablehnungsantrag findet eine Entschei-
dung nach Absa� 3 sta�, wenn ein Richter einen 

Sachverhalt mi�eilt, der seine Ablehnung nach Absa� 
1 rechtfertigen könnte, oder wenn Zweifel darüber 
bestehen, ob er von der Ausübung seines Amtes nach  
§ 9 ausgeschlossen ist.

(1) Der Antrag ist schriftlich bei der Geschäftsstelle der 
Kirchlichen Gerichte in Datenschu�angelegenheiten 
oder bei der Datenschu�aufsicht, deren Entscheidung 
beanstandet wird, einzureichen. Die Antragsschrift 
muss den Namen der Beteiligten und den Gegenstand 
der Überprüfung bezeichnen und soll ein bestimmtes 
Begehren enthalten. Die zu dessen Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismi�el sollen 
angegeben, Bescheide aus dem Vorverfahren in 
Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden.

 d) bei dem vorausgegangenen Verfahren oder als 
Mitglied des Interdiözesanen Datenschu�ge-
richts – auch als allgemeiner Vertreter der 
befassten Person oder als Diözesandaten-
schu�beauftragter bzw. dessen Vertreter – 
mitgewirkt hat,

(3) Für die Anhörung der Datenschu�aufsicht sollen 
Abschriften der Antragsschrift und sonstiger Schrift-
stücke beigefügt werden.

§ 11
Antragsschrift

§ 12
Verfahren nach Eingang der Antragsschrift

(3) Über die Ablehnung eines Richters entscheidet das 
Gericht durch unanfechtbaren Beschluss. Dabei wirkt 
anstelle des abgelehnten Richters der Nächstberufene 
mit.

(4) Einen Ablehnungsantrag kann nicht stellen, wer 
sich in Kenntnis eines Ablehnungsgrundes in eine 
Verhandlung eingelassen oder Anträge gestellt hat.

(2) Wurde die Antragsschrift bei der Datenschu�auf-
sicht eingereicht, leitet diese sie an die Geschäftsstelle 
der Kirchlichen Gerichte in Datenschu�angelegenhei-
ten weiter. 

 c) in dieser Sache bereits als Zeuge oder Sachver-
ständiger gehört wurde,

(2) Der Vorsi�ende kann bis zum Abschluss des 
Verfahrens von Amts wegen oder auf Antrag Dri�e, 
deren rechtliche Interessen durch die Entscheidung 
berührt werden, am Verfahren beteiligen. In diesem 
Fall sind sie im Verfahren ebenso Beteiligte; die 
Beteiligten sind anzuhören und haben das Recht 
eigener Antragstellung. 

(1) In den Fällen des § 8 Absa� 2 holt der Vorsi�en-
de nach dem Eingang der Antragsschrift eine schriftli-
che Stellungnahme derjenigen Datenschu�aufsicht 
ein, deren Entscheidung zur Überprüfung gestellt ist. 
Sie wird dem Antragsteller zur Gegenäußerung 
übermi�elt.

(3) Der Antragsteller kann bis zum Zugang eines 
Beschlusses gemäß § 15 seinen Antrag durch schriftli-
che Erklärung zurücknehmen; die Rücknahme wird 
allen Beteiligten mitgeteilt. Das Überprüfungsverfah-
ren endet in diesem Fall ohne weiteres und kann nicht 
mehr aufgenommen werden.
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(6) Im Anhörungstermin werden alle wesentlichen 
tatsächlichen und rechtlichen Fragen erörtert. Alle 
Mitglieder des Interdiözesanen Datenschu�gerichts 
sind befugt, die Beteiligten zu befragen. Ein Mitglied 
des Interdiözesanen Datenschu�gerichts führt 
Protokoll über die wesentlichen Ergebnisse der 
Anhörung.

(4) Wenn die Sache besondere Schwierigkeiten 
tatsächlicher oder rechtlicher Art aufweist oder der 
Sachverhalt ungeklärt ist, kann das Interdiözesane 
Datenschu�gericht zur Klärung einen mündlichen 
Anhörungstermin anse�en. 

(2) Er enthält neben dem Erkenntnis den Sachver-
halt, die tragenden Gründe für die Entscheidung und 
einen Hinweis über die Möglichkeit eines Antrags 
nach § 17 Absa� 1. 

(5) Der Vorsi�ende lädt dazu die am Verfahren 
Beteiligten mit einer Frist von mindestens zwei 
Wochen. In der Ladung ist darauf hinzuweisen, dass 
auch in Abwesenheit eines Beteiligten verhandelt und 
entschieden werden kann.  

(2) Die Beteiligten können die Akten des Interdiöze-
sanen Datenschu�gerichts und die ihm vorgelegten 
Akten einsehen und sich auf ihre Kosten Kopien oder 
Abschriften fertigen lassen. 

(3) Das Interdiözesane Datenschu�gericht entschei-
det in der Regel ohne mündliche Erörterung durch 
Beschluss; es besteht kein Anspruch auf Anberau-
mung eines Termins.

(1) Das Interdiözesane Datenschu�gericht erforscht 
den Sachverhalt von Amts wegen; die am Verfahren 
Beteiligten haben an der Au�lärung des Sachverhalts 
mi�uwirken. Das Interdiözesane Datenschu�gericht 
ist an das Vorbringen und an die Beweisangebote der 
Beteiligten nicht gebunden.

§ 13
Verfahren vor dem 

Interdiözesanen Datenschu�gericht

§ 14
Ergebnis des Verfahrens

(2) Es kann erkennen auf 
 a) Verwerfung des Antrags als unzulässig,
 b) Zurückweisung des Antrags als unbegründet, 

auch in den Fällen der Verwirkung des 
Antragsrechts, oder

 c) Feststellung des Vorliegens und Umfangs 
einer Datenschu�verle�ung. 

§ 15
Beschluss

(7) Das Interdiözesane Datenschu�gericht erhebt die 
erforderlichen Beweise. Zur Au�lärung des Sachver-
halts können Urkunden eingesehen, Auskünfte 
eingeholt, Zeugen, Sachverständige und Beteiligte 
vernommen und ein Augenschein eingenommen 
werden. 

(1) Das Interdiözesane Datenschu�gericht ent-
scheidet über das Begehren des Antragstellers mit 

Stimmenmehrheit.

(1) Der das Verfahren beendende Beschluss ist 
schriftlich abzufassen und von den Richtern, die an 
der Entscheidung mitgewirkt haben, zu unterzeich-
nen. 

(3) Der Beschluss wird allen Beteiligten unverzüglich 
mitgeteilt.

Kosten des Verfahrens

Im Verfahren vor dem Interdiözesanen Datenschu�-
gericht werden Gebühren nicht erhoben. Im Übrigen 
entscheidet es zusammen mit dem Erkenntnis, ob 
Auslagen aufgrund materiell-rechtlicher Vorschriften 
ersta�et werden und wer diese zu tragen hat. Zeugen 
und Sachverständige werden in Anwendung des 
staatlichen Gese�es über die Entschädigung von 
Zeugen und Sachverständigen entschädigt.

§ 17
Verfahren vor dem Datenschu�gericht 

der Deutschen Bischofskonferenz

(1) Jeder Beteiligte kann gegen die Entscheidung des 
Interdiözesanen Datenschu�gerichts binnen einer 
Frist von drei Monaten nach Erlangung der Kenntnis 
von ihrem Inhalt die Entscheidung des Datenschu�-
gerichts der Deutschen Bischofskonferenz beantragen, 
soweit von seinem Antrag abgewichen wurde. Der 
Ausspruch nach § 16 ist nur zusammen mit der 
Hauptsache anfechtbar. 

(2) Für das Verfahren vor dem Datenschu�gericht 
der Deutschen Bischofskonferenz gelten die §§ 7 bis 16 

§ 16
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(3) Beweise erhebt das Datenschu�gericht der 
Deutschen Bischofskonferenz nur dann, wenn die 
Sachverhaltsau�lärung beim Interdiözesanen 
Datenschu�gericht nicht auf alle wesentlichen Punkte 
erstreckt wurde. Einen Anhörungstermin se�t das 
Datenschu�gericht der Deutschen Bischofskonferenz 
nur dann an, wenn es Hinweise dafür hat, dass mit 
den am Verfahren Beteiligten noch nicht alle für die 
Entscheidung wesentlichen Fragen erörtert wurden; 
ein Anspruch hierauf besteht nicht.

entsprechend, § 11 jedoch mit der Maßgabe, dass der 
Antrag nur wahlweise bei dem Interdiözesanen 
Datenschu�gericht oder dem Datenschu�gericht der 
Deutschen Bischofskonferenz eingereicht werden 
kann. Der Vorsi�ende kann von einer neuerlichen 
Anhörung der Datenschu�aufsicht absehen.

(4) Mit der Mi�eilung des Beschlusses an die 
Beteiligten endet das Verfahren.  

§ 18
Inkraf�reten

²Werden der Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter 
durch die Dienstvereinbarungen Rechte eingeräumt, 
so ist ein Verzicht auf sie nur mit der Zustimmung der 
MAV zulässig.

65. Änderung der Arbeitsvertragsordnung für 
 das Bistum Mainz (AVO Mainz)

Die Arbeitsvertragsordnung für das Bistum Mainz 
wird wie folgt geändert:

Firmspender: Bischof Peter Kohlgraf

In der Arbeitsvertragsordnung für das Bistum Mainz 

wird nach § 3 folgender neuer § 3a eingefügt:

MAINZ-SÜD UND RÜSSELSHEIM

Approbiert durch Beschluss der Vollversammlung der 
Deutschen Bischofskonferenz vom 20.02.2018

vom 16.12.2008 (KODA-Beschluss, in Kraft gese�t im 
Kirchlichen Amtsbla� für die Diözese Mainz 2009, Nr. 
2, Ziff. 23, S. 13 ff.), zule�t in der Fassung vom 
06.11.2017 (KODA-Beschluss, in Kraft gese�t im 
Kirchlichen Amtsbla� für die Diözese Mainz 2017, Nr. 
14, Ziff. 118, S. 120)

¹Für das Arbeitsverhältnis gelten die nach § 38 MAVO 
abgeschlossenen Dienstvereinbarungen in ihrer 
jeweils geltenden Fassung, soweit die Mitarbeiterin 
oder der Mitarbeiter vom persönlichen und sachlichen 
Geltungsbereich der Dienstvereinbarung erfasst wird.

(2) Diese Ordnung soll innerhalb von drei Jahren ab 
Inkraf�reten überprüft werden.

Peter Kohlgraf

(1) Diese Ordnung tri� am 24.05.2018 in Kraft.

§ 3a Dienstvereinbarungen

Rekognosziert durch Dekret der Apostolischen 
Signatur vom 03.05.2018 

Promulgiert durch Schreiben des Vorsi�enden der 
Deutschen Bischofskonferenz vom 14.05.2018

Mainz, den 30. Mai 2018

Bischof von Mainz

66. Visitation und Firmspendung im Jahr 2019

In den folgenden Dekanaten finden im Jahr 2019 
bischöfliche Visitationen, verbunden mit der Spen-
dung des Sakramentes der Firmung sta�:

ALSFELD UND BERGSTRASSE-MITTE

Vorbereitung der Visitation: Martina Friedrich

Firmspender: Weihbischof Dr. Udo Markus Ben�

Dekanat:   Firmspender:
Alzey-Gau-Bickelheim  Domdekan Heckwolf

Bergstraße-West  Domkapitular Eberhardt

Vorbereitung der Visitation: Pastoralreferent Fabian 
Krämer 

Bingen   Domkapitular Nabbefeld

Firmungen ohne Visitation:

Bergstraße-Ost   Weihbischof em. 
    Dr. Eisenbach

Darmstadt   Domkapitular Eberhardt
Dieburg   Domkapitular Nabbefeld
Dreieich   Geistl. Rat Pfarrer Ri�ert
Erbach   Domkapitular Dr. Hilger
Gießen   Domkapitular Forster
Mainz-Stadt   Domkapitular Nabbefeld 
Offenbach   Domkapitular Eberhardt  
Rodgau   Domkapitular Dr. Hilger
Seligenstadt   Domdekan Heckwolf
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Meldungen bi�e an die Sekretariate der einzelnen 
Firmspender.

- die Kindertageseinrichtungen,

und von den Gemeinden der Katholiken anderer 
Mu�ersprachen

haushalte.kirchengemeinden@bistum-mainz.de.

We�erau-West   Domdekan Heckwolf

Vordrucke und Anweisungen dazu wurden in den 
Downloadbereich der Abteilung „Kirchengemeinden 
und deren Einrichtungen“ auf der Internetseite des 
Bistums Mainz eingestellt. 

We�erau-Ost   Bischof Peter Kohlgraf

67. Festse�ung der Punktquote für 
 Finanzzuweisungen an die 
 Kirchengemeinden im Bistum Mainz

Gem. § 3 Abs. 2 Sa� 2 der Verordnung über die 
laufenden und einmaligen Finanzzuweisungen an die 
Kirchengemeinden im Bistum Mainz se�e ich die 
Punktquote für die Errechnung der Schlüsselzuwei-
sungen an die Kirchengemeinden fest wie folgt: 

Mainz, 17.05.2018

Worms   Geistl. Rat Pfarrer Ri�ert

Weihbischof Udo Markus Ben�
Generalvikar

Für das Wirtschaftsjahr 2019: 233,- €/Punkt

Für das Jahr 2019 sind von den Kirchengemeinden für

68. Haushaltspläne für das Jahr 2019

- den Allgemeinen Haushalt,

- die Sozialstationen,

Haushaltspläne aufzustellen.

Die Haushaltspläne sind nach Beratung und Be-
schlussfassung durch die Verwaltungsräte, nach 
Offenlegung von 2 Wochen, mit den erforderlichen 
Anlagen über den Dekan beim Bischöflichen Ordinari-
at, Dezernat VIII - Finanz- und Vermögensverwaltung 

- Maria-Ward-Straße 2, 55116 Mainz bis zum 31. 
Oktober 2018 in zweifacher Ausfertigung in Papier-
form zur Genehmigung einzureichen. 

Bi�e legen Sie eine elektronische Ausfertigung auf 
einem Datenträger zusä�lich bei. Sofern vorher die 
personenbezogenen Daten entfernt wurden, kann 
alternativ auch eine Übermi�lung per E-Mail an 
folgende Adresse erfolgen: 

Mainz, 17.05.2018

Weihbischof Udo Markus Ben�
Generalvikar

69. Gestellungsgelder für Ordensangehörige

Gestellungsgruppe  II:  56.040,00 € pro Jahr  
    (monatlich 4.670,00 €)

Gestellungsgruppe IV:  37.320,00 € pro Jahr 
    (monatlich 3.110,00 €)

70. Warnung

Gestellungsgruppe III:  41.400,00 € pro Jahr 
    (monatlich 3.450,00 €)

Ab 01.07.2018 geltende Beträge:

Die Apostolische Nuntiatur in Deutschland informiert 
über die Aktivitäten eines gewissen Amédée Hygord, 
haitianischer Staatsangehöriger, der in Frankreich 
auffällig wurde, nachdem er dort nach einer pastora-
len Aufgabe nachsuchte.
Hierfür legte er ein gefälschtes Schreiben der Kongre-
gation für die Glaubenslehre vor, worin sowohl seine 
Weihe in der Altkatholischen Kirche wie auch die 
Konversion zur Katholischen Kirche bescheinigt und 
begrüßt wird.

Entsprechend des Beschlusses im Personalausschuss 
vom 16.09.2010 wird die Anpassung der Gestellungs-
gelder (analog zur Besoldungsanpassung für die 
Geistlichen und Beamten) um 6 Monate verschoben. 
Die nächste Erhöhung der Gestellungsgelder, entspre-
chend der Empfehlung des Verbandes der Diözesen 
Deutschlands, erfolgt demnach zum 01.07.2018 
entsprechend der u.g. Beträge. 

Gestellungsgruppe   I:  69.600,00 € pro Jahr 
    (monatlich 5.800,00 €)

Verordnungen des Generalvikars
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Ernennung eines Dekans

71. Personalchronik

A. Geistliche

Mi�lerweile wurde Herr Hygord vom Generalvikar 
der Diözese Cambrai bei den französischen Behörden 
angezeigt.

Wir bi�en die entsprechende Warnung zu beachten.

m.W.v. 01.04.2018 bis 31.03.2023

Meurer, Thomas, Dekan des Dekanates Bergstraße-
Mi�e, Pfarrer in Heppenheim „St. Peter“,
Leiter des Pfarreienverbundes Heppenheim, wieder-
um zum Dekan des Dekanates Bergstraße-Mi�e

m.W.v. 01.05.2018 bis 30.04.2023

Kost, Willi Gerd, Dekan des Dekanates Rodgau 
Pfarrer in Lämmerspiel „St. Lucia“ und
Mühlheim-Dietesheim „St. Sebastian“, Leiter der 
Pfarrgruppe Dietesheim-Lämmerspiel, wiederum 
zum Dekan des Dekanates Rodgau

Ernennung eines stellvertretenden Dekans

m.W.v. 14.05.2018 bis 13.05.2022

rector ecclesiae der Kapelle am Theresianum-
Gymnasium Mainz, Kirchliche Assistent der GCL-JM, 
weiterhin mit der Notfallseelsorge im Dekanat Mainz-
StadtBlamm, Hans, Msgr., Pfarrer in Offenbach „St. 

Marien“ und „St. Paul“, Pfarrvikar in Offenbach „St. 
Peter“, zum stellvertretenden Dekan des Dekanates 
Offenbach

Thanniyil CMI, P. Jacob, Pfarrer, zum Pfarrvikar in 
der Pfarrgruppe Wickstadt/Dorn-Assenheim

Beauftragungen

Schmidt, Wolfram, Dekan des Dekanates We�erau-
Ost, Pfarrer in Büdingen „St. Bonifatius“,  Leiter des 
Pfarreienverbundes Altenstadt/Büdingen, zum 
Pfarradministrator in der Pfarrgruppe Wickstadt/ 
Dorn-Assenheim, unter Beibehaltung der bisherigen 
Tätigkeit

m.W.v. 13.05.2018

m.W.v. 01.05.2018 bis 30.04.2023

m.W.v. 01.04.2018 bis 31.03.2023

Tomaszewski, Michael, StR i.K., Pfarrer, Religionsleh-
rer in Mainz, Theresianum-Gymnasium,

Opitek OFM, P. Äneas, Pfarrer in Fehlheim „St. 
Bartholomäus“ und Zwingenberg „Mariä Himmel-
fahrt“, Leiter der Pfarrgruppe Fehlheim/Zwingen-
berg, zum stellvertretenden Dekan des Dekanates 
Bergstraße-Mi�e

m.W.v. 13.05.2018 bis 15.08.2018

m.W.v. 01.06.2018 bis 31.05.2023

m.W.v. 15.04.2018 bis 31.08.2022

Ernennungen

Pulte, Prof. Dr. Ma�hias, Lic. iur. can., Ständiger 
Diakon, Professor für  Kirchenrecht, Kirchliche 
Rechtsgeschichte und Staatskirchenrecht an der 
Johannes-Gutenberg-Universität Mainz, weiterhin 
zum Diözesanrichter am Bischöflichen Offizialat 
Mainz

Weber, Martin, stellvertretender Dekan des Dekanates 
Rodgau, Pfarrer in Heusenstamm „Maria Himmels-

kron“ und „St. Cäcilia“, Leiter der Pfarrgruppe 
Heusenstamm, weiterhin zum stellvertretenden 
Dekan des Dekanates Rodgau

m.W.v. 01.06.2018

Schäfer, Jürgen, Pfarrer, Pfarrvikar in Offenbach-
Bürgel „St. Pankratius“, zum Pfarrvikar in der 
Pfarrgruppe Worms-Nordstadt

Freistellungen

m.W.v. 01.06.2018 bis 31.05.2021

Holzamer, Klaus, Pfarrer, weiterhin für die Katholi-
sche deutschsprachige Pilgerseelsorge in Lourdes

Kirchliche Mi�eilungen
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Termin:  27.-29. August 2018

Zielgruppe:  Pastorale Mitarbeiter vor dem oder 
  gerade frisch im Ruhestand
Veranstaltungsort: Schmerlenbach Tagungszentrum, 
   Hösbach

Leitung:  Dr. Christoph Rüdesheim
Referent/-innen: Dr. Anke Melchior, Dr. Wunibald 
  Müller, Dr. med Jan Dorr

m.W.v. 01.06.2018

Entpflichtungen

Opara, Michael, vom Pfarreienverbund Am Odenwäl-
der Einhardsweg

m.W.v. 01.05.2018

Groothius OCarm, Dr. Leo, Beichtseelsorger und 
beauftragt mit der Mitarbeit in der Altenheimseelsor-
ge im Bruder Konrad-Stift in Mainz, unter Beibehal-
tung der Tätigkeit als Beichtseelsorger

Beurlaubungen

Stabel, Markus, als Pfarrer der Pfarrgruppe Wick-
stadt/Dorn-Assenheim

Ruhestandsverse�ung

m.W.v. 01.05.2018

m.W.v. 13.05.2018 bis 14.07.2018

Schmi�, Erhard, Pfarrer, Ke�elerstraße 63, 68519 
Viernheim

73. Begegnungstag der Religionslehrer 

Titel:  Begegnungstag Reli+ 

Zielgruppe:  Schulseelsorger/-innen, Religionslehrer/-
  innen im Bistum Mainz 

Die bisherigen Dienstsiegel der Römisch-katholischen 
Kirchengemeinde Bischofsheim Christkönig sind 
durch Einbruchdiebstahl verloren gegangen.

Sterbefall

m.W.v. 01.05.2018

19. Mai 2018

Schaaf, Hans-Joachim, Ständiger Diakon mit Zivilbe-
ruf

Opara, Michael

Sohns, Helmut, Pfarrer i.R., geb. am 20.08.1935, gew. 
am 30.07.1961

Anschriften

Im Herrn ist verstorben am

m.W.v. 01.06.2018

Me�ler, Thomas, Ständiger Diakon mit Zivilberuf

Aus dem Dienst des Bistums ausgeschieden

72. Siegelverlust und Kraftloserklärung der 
 Dienstsiegel der Römisch-katholischen 
 Kirchengemeinde Bischofsheim Christkönig

Die nachfolgend abgedruckten Siegel (Pfarramt und 
Verwaltungsrat) werden deshalb mit sofortiger 
Wirkung für kraftlos erklärt.

Thema:  Bibel neu lesen! Begegnungstag mit 
  Patrick Roth 

Referent:  Patrick Roth
Termin:  5. September 2018, 09:00 – 16:00 Uhr 
Ort:   Erbacher Hof Mainz 
Anmeldung: www.bistum-mainz.de/reliplus 
Anmeldeschluss: 22.08.2017

74. Kurse des TPI

K 18-16

Titel:  In der Ruhe liegt der Stand
  Die Zeit des Ruhestands als 
  Herausforderung

Leitung:  Stephan Bedel 

  Seelsorge angesichts psychischer 
Titel:  Lebenssa�, gebrechlich, verwirrt?

K 18-19
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K 18-22

   2. Abschni�  29.-31.01.2019 Hösbach,  
  TZ Schmerlenbach

  Erkrankungen und Krisen im Alter
Termin:  03.-05. September 2018
Leitung:  Dr. Regina Heyder 

  Ein Intervallkurs für Pfarrer in den 
  ersten Dienstjahren

Kursleitung:  Dr. Christoph Rüdesheim

Termine:  1. Abschni� 17.-19.09.2018 Wilhelm-
  Kempf-Haus

Der Verband der Diözesen Deutschlands (VDD) hat 
sich mit der GEMA auf eine neue Regelung zur 
pauschalen Vergütung von urheberrechtlich relevan-
ter Musik bei Aufführungen auf Gemeindeveranstal-
tungen und Konzerten verständigt. Die Kirchenge-
meinden müssen die Vergütungen für die musikali-
schen Aufführungen nun nicht mehr selbst zahlen. 

Der neu ausgehandelte Vertrag zwischen der katholi-
schen Kirche und der GEMA hat eine Laufzeit von 
fünf Jahren. Das gibt den katholischen Einrichtungen 
langfristig Planungs- und Rechtssicherheit bei der 
Durchführung der Veranstaltungen. Durch die 
Pauschalzahlung sind zahlreiche Veranstaltungen der 
kirchlichen Einrichtungen abgedeckt. Konzerte der 
Ernsten Musik oder Gospelgesang unterliegen 
lediglich einer Meldepflicht. Nur Konzerte der 
Unterhaltungsmusik sind vom Vertrag nicht erfasst 
und sind sowohl zu melden als auch zu vergüten. 
Zudem wurde der Vertrag mit Rückwirkung ab dem 
1. Januar 2018 geschlossen. Somit sind bereits durch-
geführte und gemeldete Veranstaltungen nachträglich 
von der neuen pauschalen Regelung erfasst. Bereits 
gestellte Rechnungen werden von der GEMA stor-
niert, gegebenenfalls bereits bezahlte Rechnungen 
werden zurückersta�et. 

Zielgruppe:  Seelsorger/-innen aus Gemeinden 
  und Einrichtungen
Veranstaltungsort: Forum Vinzenz Pallo�i, Vallendar

Referent/-innen: Prof. Dr. Wolfgang Reuter

Zielgruppe:  Pfarrer mit Leitungsaufgaben in den 
  ersten Dienstjahren

Referent/-innen: Dr. Natascha Rosellen, Tübingen

Weitere Informationen und Anmeldung:  
www.tpi-mainz.de

                         3. Abschni�  21.-23.05.2019 Hösbach
                         4. Abschni� 17.- 19.09.2019 Hösbach
                         5. Abschni� 21.- 23.01.2020 Hösbach

Titel: Leiten zwischen Management und 
  Evangelium. 

76. GEMA - Neuer Rahmenvertrag

Das am 9. April 2018 vom Vatikan veröffentlichte 
Apostolische Schreiben von Papst Franziskus Gaudete 
et exsultate – über den Ruf zur Heiligkeit in der Welt 
von heute ist ab sofort als gedruckte Broschüre 
verfügbar. Im Zentrum der Überlegungen des Doku-
mentes steht die Berufung aller Christen – le�tlich 
aller Menschen – zur Heiligkeit. Das Kernanliegen von 
Papst Franziskus ist es dabei nicht, eine Abhandlung 
über die Heiligkeit mit Definitionen, Unterscheidun-
gen, Analysen oder Normen vorzustellen. Vielmehr 
geht es ihm darum, die Christen dazu anzuhalten, auf 
den Ruf zur Heiligkeit in der heutigen Welt zu hören. 
Dabei ermutigt er sie, Heiligkeit nicht nur als ein 
wirklichkeitsfernes Ideal der kanonisierten Seligen 
und Heiligen der Kirche zu betrachten, sondern sie in 
ihrem eigenen Alltag zu suchen, als „Heiligkeit von 
nebenan“. Die Broschüre ist in der vom Sekretariat der 
Deutschen Bischofskonferenz herausgegebenen 
Schriftenreihe „Verlautbarungen des Apostolischen 
Stuhls“ als Nr. 213 erhältlich. 

Das Apostolische Schreiben Gaudete et exsultate von 
Papst Franziskus kann als Broschüre (Verlautbarun-
gen des Apostolischen Stuhls Nr. 213) bei der Deut-
schen Bischofskonferenz bestellt werden. Dort ist es 
auch als pdf-Datei zum Herunterladen verfügbar.

(h�ps://www.dbk.de/ueber-uns/verband-der-
dioezesen-deutschlands-vdd/dokumente/#c3053) 
verfügbar.

75. Apostolisches Schreiben Gaudete et exsultate 
 als Broschüre veröffentlicht

Fragen zu Meldepflichten und Auswirkungen des 
neuen Vertrags auf die Gemeinden beantwortet die 
Rechtsabteilung im Bischöflichen Ordinariat, 
Frau Rechtsrätin Verena Scholz, Bischofspla� 2, 
55116 Mainz, Telefon 06131/253-143, E-Mail: 
rechtsabteilung@bistum-mainz.de.

Hinweis: Das aktualisierte Merkbla� zur Nu�ung von 
Musikwerken bei kirchlichen Feiern (GEMA) sowie 
der aktualisierte Fragebogen zu Musiknu�ungen bei 
Konzerten und Veranstaltungen von Kirchengemein-
den (VDD, GEMA) sind unter „Über uns – Verband 
der Diözesen Deutschlands – Dokumente“ 

Herausgegeben vom Bischöflichen Ordinariat Mainz – Weihbischof Dr. Udo Markus Ben�, Generalvikar
Druck: Bischöfliche Kanzlei

Bezugspreis jährlich € 15,– einschl. Versandkosten
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